
die Konfliktkommissionsbeschlüsse im Regelfall ohne 
Vollstreckung verwirklicht werden.

II. Inhalt und Umfang der vom Kreisgericht 
gemäß § 44 AGO vorzunehmenden Prüfung

(1) Sofern die von der Konfliktkommission ausgespro­
chene Leistungsverpflichtung nicht freiwillig erfüllt 
wird, kann der Konfliktkommissionsbeschluß gemäß 
§ 44 AGO auf Antrag des Berechtigten vom zustän­
digen Kreisgericht (Kammer für Arbeitsrechtssachen) 
für vollstreckbar erklärt werden. Das Verfahren über 
Vollstreckbarkeitserklärungen erfüllt eine gewisse 
Schutzfunktion. Es soll sichern, daß die Vollstreckung 
nur aus einem Beschluß zugelassen wird, der in einem 
ordentlichen und den dafür maßgebenden rechtlichen 
Bestimmungen entsprechenden Verfahren der Kon­
fliktkommission ergangen und frei von rechtlichen 
Mängeln ist, die seiner Verwirklichung entgegen­
stehen. Es dient jedoch nicht der erneuten, vollstän­
digen Überprüfung und Entscheidung des bereits durch 
den rechtskräftigen Konfliktkommissionsbeschluß be­
endeten Arbeitsstreitfalles. Eine solche Überprüfung 
kann grundsätzlich nur durch rechtzeitige Erhebung 
der Klage (Einspruch) gemäß Ziff. 44 Konfliktkommis­
sions-Richtlinie, § 21 AGO herbeigeführt werden.
(2) Gemäß § 44 AGO hat das Gericht zu prüfen, ob 
der Beschluß der Konfliktkommission unter Beachtung 
der hierfür maßgebenden rechtlichen Bestimmungen 
zustande gekommen ist und die darin ausgesprochene 
Verpflichtung zu einer Leistung eine Vollstreckung zu­
läßt. Maßgebend für die Anwendung und Auslegung 
dieser Bestimmung und die auf ihrer Grundlage vom 
Kreisgericht (Kammer für Arbeitsrechtssachen) vorzu­
nehmende Prüfung sind der Charakter der Beratung 
vor der Konfliktkommission als eines mit allen Rechts­
garantien ausgestatteten arbeitsrechtlichen Verfahrens 
und die Bedeutung des von den Beteiligten nicht ange­
fochtenen Konfliktkommissionsbeschlusses als einer 
rechtskräftigen arbeitsrechtlichen Entscheidung.
(3) Die Tatsache, daß mit dem von den Parteien 
nicht angefochtenen Konfliktkommissionsbeschluß eine 
rechtskräftige arbeitsrechtliche Entscheidung vorliegt, 
schließt eine vollständige Überprüfung des vor der 
Konfliktkommission beratenen und von ihr durch den 
Beschluß mit verbindlicher Wirkung für und gegen die 
Beteiligten abgeschlossenen Arbeitsstreitfalles in Ver-

. fahren über den Antrag auf Vollstreckbarkeitserklärung 
aus. Der Eintritt in eine vollständige Überprüfung 
des vor der Konfliktkommission beratenen und durch 
ihren Beschluß rechtskräftig abgeschlossenen Arbeits­
streitfalles im Verfahren über den Antrag auf Voll­
streckbarkeitserklärung würde seinem Wesen nach 
eine rechtlich unzulässige Wiederaufnahme des Ver­
fahrens darstellen. Hierzu wird auf die inhaltlich 
parallel laufenden Ausführungen in dem bereits er­
wähnten Urteil des Obersten Gerichts vom 27. Novem­
ber 1964 — Za 10/64 — zur Anwendung des § 6 EGGBA 
verwiesen.
(4) Aus dem Inhalt und der Zielsetzung des § 44 AGO 
ergibt sich auch, daß Einwendungen gegen den vor der 
Konfliktkommission geltend gemachten Anspruch und 
damit gegen die Richtigkeit und Berechtigung des ihm 
entsprechenden Beschlusses der Konfliktkommission 
nicht zum Gegenstand der Beratung über den Antrag 
auf Erteilung der Vollstreckbarkeitserklärung gemacht 
werden dürfen, wie das Oberste Gericht in seinem 
Urteil vom 8. November 1963 — Za 26/63 — ausgeführt 
hat.
(5) Wenn § 44 Abs. 2 Satz 1 AGO von den Gerichten 
fordert, zu prüfen, ob der Beschluß der Konfliktkom­
mission unter Beachtung der hierfür maßgebenden

rechtlichen Bestimmungen zustande gekommen ist und 
die darin ausgesprochene Verpflichtung zu einer Lei­
stung eine Vollstreckung zuläßt, ist damit folglich nicht 
eine Überprüfung der tatsächlichen und materiell­
rechtlichen Grundlagen des Konfliktkommissions­
beschlusses gemeint. Zu prüfen ist vielmehr insbeson­
dere, ob der Konfliktkommissionsbeschluß als förm­
licher Rechtsakt wirksam zustande gekommen ist, ob 
die Vollstreckung aus ihm zulässig ist und ob er 
einen vollstreckungsfähigen Inhalt hat (vgl. OG, Urteile 
vom 23. April 1965 — Za 5/65 und Za 6/65 — NJ 1965 
S. 524, 526).
(6) Die hiernach vom Gericht vorzunehmende Prüfung 
hat sich entsprechend den dafür maßgebenden recht­
lichen Bestimmungen auf folgende Fragen zu er­
strecken :
a) Hat eine Konfliktkommission als von den Werk­

tätigen des Betriebes gewähltes gesellschaftliches 
Rechtspflegeorgan beraten und entschieden (§ 143 
GBA, Ziff. 4 Konfliktkommissions-Richtlinie)?

b) War die Konfliktkommission, die über den geltend 
gemachten Anspruch beraten und entschieden hat, 
zuständig (Ziffern 5, 6 und 15 Konfliktkommissions- 
Richtlinie)?

c) Hat die Konfliktkommission in der rechtlich vor­
geschriebenen Besetzung beraten und entschieden 
(Ziff. 7 Konfliktkommissons-Richtlinie)?

d) Hat die Konfliktkommission den Beschluß einstim­
mig, ausnahmsweise mit Stimmenmehrheit, gefaßt 
(Ziff. 23 Konfliktkommissions-Richtlinie)?

e) Hat die Konfliktkommission den Beschluß in An­
wesenheit der Beteiligten beraten und gefaßt 
(Ziff. 23 Konfliktkommissions-Richtlinie)?

f) Hat der Vorsitzende der Konfliktkommission den 
Beschluß unterzeichnet (Ziff. 26 Konfliktkommis­
sions-Richtlinie)?

g) Sind die Beteiligten auf die Einspruchsmöglichkeit 
hingewiesen worden (Ziff. 26 Konfliktkommissions- 
Richtlinie)?

h) Ist der Konfliktkommissionsbeschluß den Beteiligten, 
insbesondere dem daraus Verpflichteten, ausgehän­
digt worden (Ziff. 26 Konfliktkommissions-Richt­
linie)?

i) Ist die Frist zur Erhebung der Klage (Einspruch) 
beim zuständigen Kreisgericht (Kammer für Ar­
beitsrechtssachen) abgelaufen, ohne daß von der Ein­
spruchsmöglichkeit Gebrauch gemacht worden ist 
(Ziff. 44 Konfliktkommissions-Richtlinie, § 21 AGO)?

j) Ist die im Konfliktkommissionsbeschluß ausgespro­
chene Verpflichtung zu einer Leistung aus sich her­
aus verständlich, nach Art und Umfang eindeutig 
bestimmt und kann danach ohne weiteres auf dem 
Wege der Zwangsvollstreckung verwirklicht wer­
den (§ 44 AGO, Ziff. 16 Abs. 2 Satz 2 Konfliktkom­
missions-Richtlinie)?

(7) Die Bestimmung des § 44 AGO geht davon aus, daß 
Zweifel darüber, ob diese Voraussetzungen für die 
Erteilung der Vollstreckbarkeitserklärung vorliegen; 
weil z. B. die dem Gericht vorliegenden Unterlagen der 
Konfliktkommission unvollständig oder in ihrer Be­
deutung unklar sind, nicht von vornherein zur Ab­
lehnung des Antrages des Berechtigten führen. Das 
Gericht hat sie vielmehr in einer Beratung mit einem 
oder beiden Beteiligten des Verfahrens, gegebenenfalls 
unter Hinzuziehung von Mitgliedern der Konflikt­
kommission, zu klären.
(8) Auf Grund der Beratung kann das Gericht an Hand 
übereinstimmender Erklärungen der Beteiligten oder 
von Auskünften von Konfliktkommissionsmitgliedern
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